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Verwendungshinweis und weitere Rechtsprechungsübersichten: KNE-Infothek – Rechtsprechung 

Aus der Rechtsprechung – Photovoltaik #1  

OVG Berlin-Brandenburg 2. Senat, Urteil vom 28. Februar 2026 – OVG 2 A 4/23 

Streitgegenstand 

Beteiligte 

 

Ungültiger Bebauungsplan  

Klägerin: Umweltvereinigung 

Beklagte: Gemeinde 

Beigeladene: Unternehmen der PV-Branche 

Verfahrensstand Die Klage hat Erfolg, die Revision wurde nicht zugelassen 

Kann ein Bebauungsplan auch dann noch angefochten werden, wenn die auf seiner Basis erteilte 

Baugenehmigung bereits bestandskräftig und das Vorhaben realisiert worden ist? 

Ja. Auch wenn das Interesse des Klägers durch erfolgreiches Anfechten des Bebauungsplans nicht 

unmittelbar erreicht wird, weil das Vorhaben bereits realisiert wurde, entfällt dadurch nicht sein 

Rechtsschutzinteresse (vgl. Rn. 25). „Dementsprechend – und so auch hier – besteht das Rechts-

schutzinteresse […] auch dann fort, wenn der angegriffene Bebauungsplan durch Ausnutzung einer 

bestandskräftigen Baugenehmigung vollständig umgesetzt worden ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 24. 

Januar 2023 – 4 CN 8/21 – juris Rn. 4, 12 f.).  

Ist die Landschaftsbildanalyse eine wesentliche umweltbezogene Stellungnahme i. S. d. § 3 Abs. 

2 S. 1 BauGB? 

Die Landschaftsbildanalyse ist ein umfassendes Verfahren zur Beurteilung der Auswirkungen von 

geplanten Vorhaben auf das Landschaftsbild. Sie ist als wesentliche umweltbezogene Stellung-

nahme i. S. d. § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB einzustufen. Folglich muss sie im Sinne der Vorschrift der Öf-

fentlichkeit bekannt gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn sie dem Vorhabenträger (Ge-

meinde) nicht unmittelbar vorliegt. Das Vorliegen beim Planungsbüro ist dem Vorhabenträger in-

soweit zuzurechnen. Ein Verstoß gegen die Offenlegungspflicht stellt einen beachtlichen Verfah-

rensfehler nach § 214 Abs. 1 BauGB dar und führt zur formellen Unwirksamkeit des Bebauungsplans 

(vgl. Rn. 30 ff.). 

Wie wirkt sich eine fehlerhafte Standortermittlung auf die Wirksamkeit des Bebauungsplans aus?  

Gemeinden sind nach §§ 2 Abs. 3, 1 Abs. 7 BauGB verpflichtet, die von ihrer Planung berührten öf-

fentlichen und privaten Belange vollständig zu ermitteln, zu bewerten und sie gerecht gegen- und 

untereinander abzuwägen. Macht die Gemeinde bei der Bewertung der Standorteignung Fehler, 

kann dies einen erheblichen Abwägungsfehler begründen und zur materiellen Rechtswidrigkeit des 

Bebauungsplans führen. Vorliegend wurde die Ertragsstärke der überplanten Ackerfläche fehlerhaft 

ermittelt. Infolgedessen hat sich die Gemeinde bei der Bewertung der Standorteignung von einem 

unzureichend ermittelten und überdies unzutreffend gewichteten Belang leiten lassen. Dies hatte 

Einfluss auf das Abwägungsergebnis. Der Fehler ist für die Wirksamkeit des Bebauungsplans beacht-

lich und hat dessen materielle Rechtswidrigkeit zur Konsequenz. Dem steht auch nicht entgegen, 

dass der Standort aus anderen Gründen geeignet gewesen wäre (vgl. Rn. 37 ff.). 

 

https://www.naturschutz-energiewende.de/infothek/aus-der-rechtsprechung/
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001635327

